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aB dem Ahiluss des getichtlichen defiihrerin mit den genannten Finziehungsstelen der Ssrial 
im Verfalhsen S 122 BA 235/20 des versicherung geschlossene Vergleich (in Falle seiner Erfülluina 

wlhem h dic Besdhwerdeführctin díe Einziehung des Wertes der Taterträge nicht ausschlielr 

Aingle ih hantiher 

clem genaniten Verglei li ist nod nicht crfillt, der entspre 

trehputug fur den /ittaun vom 1.L201| bis zu) geschádigten Allgemeinheit schadlos hält. Allerdings verringen o 4 2015 verplchtet bal, denn die Zalhlungsverpflichtung aus 
dch die Höhe des Einziehungsbetrages in dem Maße, in den 

Arrestes (durch dic hicrlur zuständye Staatsanwaltschaft) im 
Umlang vm S0.0004 (rm Zwecke der Erfllung des Ver 
gleih) ist abcr nidt erfolgt. 

bb) Allerdings it dic Besorgnis, dass ohne die Anordnung und 
Vollzichung des Arrestes der staatliche Zahlungsanspruch in 
(Gestal1 der Wertersatzeinzichuny crnstlich geláhrdct ist, durch 
die begleitend zum (zutreffend) an dic Staatsanwaltschaft Ber 
lin gerichteten Antray vom 22.2.2023 cinycleiteten Maßnah 

men, nannentich durch den Umstand, dass dic Beschwerdefüh 
rerin die das arretierte Konto führende Bank unwiderruflich 

angewiesen bat, die im Vergleich genannten Betráge (bei Frei 
gabe des arretierten Kontos in Umfang von 500,000 ¬) an díc 
im Vergleich benannten vicr Krankenkassen zu überwcisen und zu dicsem Zweck wowohl bei der kontoführenden Bank als auch bci der Rechtsplegerin der Staatsanwaltschaft entspre-chend ausgefüllte Obcrwcisungstriger hinterlcgt hat, im Um 
fang von 500.000 ¬ cntfallen. Die Beschwerdeführerin hat im 

Beschwerdeverfahren nicht nur die Absicht bekundel, der Zah-lungsverpflichtung aus dem sozialgerichtlichen Vergleich unter 
Verwendung der freizugebenden Arrestsumme nachzukom Imen, sondern auch Maßnahmen yetrofen, die dies sicher zustellen gecignct erscheinen und verhindern, dass cin mit Re duzjerung, der Arrestsumme frciwerdender Betrag an die Be schwerdefübrerin zu freier Verfügung flicßt oder an dritte Gläubiger ausgekehrt wird. 
cc) In Ubrigen bestehen die Voraussetzungen für die Auf rcchterhaltung des Arrests aus den zutreffenden Grinden der Nichtabbilfeentscheidung der Wirtschaltsstralkammer vom 
20.3.2023 allerdings fort. Auch die Erfüllung der Zahlungsver-. pflichtung aus dem sozialgerichtlichen Vergleich durch die Re. ehwerdcfübrerin fübrt nicht dazu, dass die Einzjchupg Wertersatzes nach 5 73e Abs, I SGB ausgeschlossen wäre oder das Gericht (m Palle der Rechlskralt des Urteils von 13.9.2021) pach 459g Abs, 4 StPO den Ausschluss ihrer Voll. streckung unordnen wirde. 

hende Anpruh det Inzugtcllen der Sozialversicherug Schaffung der 55 73e Abs, 1 StcB und 459g Abs, 4 StPO wolle 

th ht closhen Zwar bat dic Beschwerdeführerin mit der Gesetzgeber (auch) der Gefahr einer doppelten Inan. Shciben ibres Itevollmahtigten an die Staatsanwaltschaft spruchnahme des Einziehungsbeteiligten durch den Staat ej-

Berlin yon 222202* die Ireigabe zu den im Beschluss Ige- nerscits und den/die Verletzten andererseits begegnen (vgl. fir tneint ist hicr det tovialgerichtliche Vergleich vom 13,2.2023| den Fall der tateinheitlichen Verletzung einer Norm zurn anpefulrten Transaktionen Kgeniber der Bank" beantragt.Schutz eines Individualrechtsguts und einer Norm zum Schutz, Dic damit sinngemaf% Ibcgehrte Aufhcbung der Vollzichung des cines Universalrechtsguts ausführlich LG Stuttgart, Beschl. v, 

des 

2664 Abs. I und 2 SGB schützt - ncben dem Vermögen Sozialversicherungslräger - in crster Linie das Interesse der So 

weil mit der Regelung des $ 73e Abs 

dass sich cder Einziehungsadres5at durch t 

dem oder den (Geschädigten zugleich 

der 

im F'alle des $ 266a Kbs, I und 2 SGB 50gar in erster Linie-

1 StGB nicht bezweckt ist eine Vereinbarung nit 

auf den Vergleich tatsáchlich geleistet wurde, denn mit der 

ZA Lasten der ebenfalt 

19.2.2019- 6 Qs 1/19 -, BeckRS 2019, 1814). 
2. Dic Kosten des Besch werdeverfahrens und dic der Beschwerdeführerin weit entstandenen notwendigen Auslagen fallen der Landeskasse Rorlk 
Last, 

Die teschwerdeführerin hat ausdrúcklich (nur) beantragt, den Arrestbetrag um S00.000 ¬ zu reduzieren (nicht, den angefochtenen Arestbeschluss inc 
aufzuheben), und dringt mit diesem Begehr inm vollen Umfang durch. De 
Staatskasse trágt daher in entsprechender Anwendung des S 467 Abs. 1 StPO die (in 5 473 Abs, 3 StPO nicht erwähnten) Kosten des Beschwerdeverfahrent und nach 5 473 Abs, 3 StPO die der Beschwerdeführerin insoweit entstandenen notwendigen Auslagen (vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, StPO 66. Aufl, 5 473 Rz 23 
m.w.N.). 

0WiG S 17 Abs, 4 

Abzüge nach dem Nettoprinzip des S 17 Abs. 4 S.1 OWiG 

1Das mit S 17 Abs. 4S.10WIG verwirklichte Nettoprinzip geulkie es, von den durch die Tat erlangten wirtschaftlichen Zuwächsen dle 
Kosten und Aufwendungen des Betroffenen abzuziehen. AbZugs" fähig sind diejenigen Aufwendungen, die durch den Erwerbsvorgan3 
Veranlasst bzw. im unmittelbaren Zusammenhang mit der zu ann 
denden Tat entstanden sind. Erforderlich sind im Rahmen einer nur 
groben Schätzung nachprüfbare einschlägige Angaben in deno teilsgründen. 
2. Dem Abzug steht es grundsätzlich nicht entgegen, dass die Auf-

Wendungen zu elnem rechtlich missbiligten Zweck ertolgten. u 

1439/21). 

aus der Unzulässigkeit des Verhaltens - hier: der Überschreitung 
der zulässigen Länge und Höhe des Fahrzeugs -folgt noch kein Ab-
Zugsverbot. An seiner abweichenden Auslegung hält der erkennen-
de Senat im Lichte der Rechtsprechung des 5. Strafsenats des BGH 

im Beschl. v, 27.4.2022 (5 StR 278/21, NZWISt 2022, 410) nicht mehr 
fest (Aufgatbe von OLG Frankfurt, Beschl. V. 1.3.2022 -3 Ss-0Wi 

lidargenmelnschaft an der Sicherstellung des Beitragsaufkom- Stichworte: Einziehung - Nettoprinzip 
mens der Sozialversicherung (vg. OLG Celle NJW 1992, 190; LK-Möl1renschläger, SIGB 12. Aufl., S 266a Rz. 8 m.w.N, F-scher, StGB 70. Aul., $ 2664 Rz. 2), mithin das Interesse der Allgemcinheit an deren Lcistungslihigkeit und danit cin Uni-

OLG Franklurt, Beschl. v. 24.3.2023 - 3 Orbs 8/23 (AG ldstein) 

Aus den Gründen 

(ale amtl) 

versalrechtsgut. Das bat zur F'olge, dass der von der Beschwer- Bußgeldbescheid vom 3.3.2022 eine Geldbufße iHy. 2.900¬ 

1. Das Reeggierungspräsidium Kassel legte der Betroftenen nit 



wistra 7/2023 

wCgen zweicr tateinheitlicher Handlungen des Anordnens lbzw. 
Zulassens der Inbetricbnahme der Fabrzcugkombination mit 

dem 
Kennzeichen 34 - BRK -7 trotz Überschreitung der 

lässigen Länge übe alles um 2 m sowie trotz Uberschreitung 

der zulässigen Höhe über alles um 0,35 m (`$ 24 Albs. 1, Abs, 3 

Nr. 5 StVG i.V, 

31d Abs. I StVZO) auf 

Die Betroffenc erhob gegen den Bescheid einen auf die Rechts 
iloe beschränkten Einspruch. Auf diesen Einspruch hin hat 

ACG ldstein mit Beschluss vom 7.1|.2022 die Geldbuße 
LH.y. 2.900 ¬ bestätigt. 

Couen diesen Beschluss richtet sich die nach $ 79 Abs. 1 S. I 
NL OWiG statthafte sowie form- und fristgerecht eingelegte 
und cbenso begründete, auf die Rüge der Verletzung materiel 
len Rechts gestützte Rechtsbeschwerde der Betroftenen. 

Die Generalstaatsanwaltschaft hat beantragt. die Rechts 
beschwerde als offensichtlich unbegründet zu verwverten. 

IL. Die zulässige Rechtsteschwerde ist begrindet. 
IDer Beschluss des AG halt sachlich-rechticher Uberprifung 
nicht stand. 

Das AG hat in Rahmen der nach iksatner Beschränkung 

des Rechtsmitels zur Prifng des Senats steBhenden- Rechts 
folgenbestimmung zu Unrecht angenommen, vom Halter ge 
machte Aufwendungen scien nicht in Abzug zu bringen. 

a) Nach §17 Abs, 4 S. I OWiG oll dte Geldbufie den aus der 

Ordmungswidrigkeit gczogenen wirtschattlichen Vorteil tiber 
steigen. 1)er Wortlaut gebietct grundsitzlich eine Saldierung. 
Es gilt das Nettoprinzip. n desenn Rahmen sind von den 
durch die Tat erlangten wirtschaftichen Zuwachsen die Kosten 
nd Aufwendungen des Betroffenen abzuziehen (BGH, Beschl. 

V. 8.12.2016 - 5 StR 424/15, StV 2018, 43 [|s. 2). Mafßgeblich 
ist ein Vergleich der Witschattlichen Position vor und nach der 
Tat (KK/OWiGMfitscit, 5. Autl. 2018, OWiGS17 Rz. I18). 

aa) Die konkrete Abzugsfahigkeit ist dabei stets anhand des 
Finzelfalls zu bestinmen (BGH, Beschl. v. 27.4.2022 5 StR 
278/21, NZWiSt 2022, 410, 414 |= wistra 2022, 344| Tz. 38 
a:.). Abzugstähig sind unter dem Nettoprinzip diejenigen Aut wendungen, die durch den Erwerbsvorgang veranlasst bzw. im uhmittelbaren Zusammenhang mit der zu ahndenden at ent Standen sind (BavOblG. NS2-RR 2022, 217, 219; KK/OWiG/ Mitsch, a.a.O,, § 17 Rz. 120). Hypothetische Gewinne, etwa aus �er Fortsetzung legalen Verhaltens, bleiben dabei allerdings au Iher Betracht, ebenso mögliche Erstattungsansprüche Dritter (BGH, Beschl. v. 8.12.2016 5 StR 424/15, wistra 2017, 242, 

151. 1z. 4; Krenberger/ Krumm-OWiG, 7. Aufl. 2022, 30 

DD) Dies berücksichtigt das angefochtene Urteil nicht in dem rechtlich gebotenen Umfang, indem es die Abzugstähigkeit der durch die Tat veranlassten Aufwendungen gänzlich versagt. Insoweit bedarf es weiterer tatrichterlicher Auklärung. Soweit hur Feststellungen zu dem mit der Fahrt erzielten Umsatz möglich sind, ist eine darauf gestützte Berücksichtigung des mit der Fahrt insgesanmt erzielten wirtschaftlichen Vorteils zu-lassig Erforderlich sind im Rahmen einer groben Schätzung, an die keine überspannten Anforderungen zu stellen sind, hachprübare Angaben in den Urteilsgründen (vgl. zum Vor-

Rechtsprechung -Obarlandosgorichto 
03 

gehen BGH, Beschl. v. 274.022-5 StR 278/21, NZWISt 2022, 410,413 . | wistra 2022, 344) Tz. 27, 36 u, 44), 
b) aa) Denm steht es grundsitzlich nicht entgegen, dass die Aut wendungen zu einem rechtlich missbilligten Zweck erfoBgten. Allein aus der Unzulässigkeit des Verhaltens - hier: der Üher schreitung der zulissigen Länge nd löhe des Fahrzeugs folgt nach der vorzitierten neueren Rechtsprechung des BGI (Beschl. v. 274.2022 - 5 StR 278/21, NZWiSt 2022, 410, 414 wistra 2022, 344] Tz. 40 m. zust. Anm. Reichling/Borgel, wistra 2022, 390), 39) noch kein Abzugsverbot. 
An seiner abweichenden Auslegung fùr eine mit der hiesigen eehbaren Fatikonstellation im Beschtuss vomI022 
Ss-OWi 1439/21) halt der Senat nach erneuter Sachprüfung im Lichte der vorzitierten Rechtsprechung des 5. Strafsenats des BGH nicht nehr fest. Einen Abzug von Autwendungen aus zIschliefßen, soweit diese ginzlich unzulässig" waren, hietfße, den gesetzlich bestimmten Maßstab zu verindern (BGH, Beschl. vom 274.2022 - 5 StR 278/21, NZWiSt 2022, 410, 414 

[- wistra 2022, 3-44) 'Tz. 40 a.E) 

bb) Soveit der 2. Senat des OLG (OLG Frankfurt, Beschl. v. 
1.7.2019 2 Ss-OWi 1077/I8, NSZ- RR 2019, 323, 325) fùr 
eine andere Fallgestaltung (sog. .Überladungstahrt") cin sot 
ches Abzugsverbot unter nornmativ-twertenden Gesichtspunkten 
fùr Aufwendungen hat annehnen wollen, sowcit diese �gånz 
lich unzulässig" waren, muss nicht entschieden werden, ob der 

3. Senat dem tür cine solche Konstellation zu folgen vermöch 

() Jedentfalls nach Autfassung des 5. Strafsenats des BGH wür 
de für eine solche Fallgestaltung allerdings der gesetzlich be: 
stimmte Matßstab verändert (s. nochmals BGH, Beschl. vonm 
274.2022 5 StR 278/2 1, NZWiSt 2022, 410, 414 - wistra 

2022, 344) Tz. 40 a.E.). 

Zugleich würde bei ZugrundeBegung der Rechtsprechung des 
BGH für solche Fälle ein Wertungswiderspruch zur Regelung 

in § 29a OWiG in den Raum gestelt, der im Nettoprinzip des 
$ 17 Abs. 4 OWiG nicht angelegt ist. Zudem stünde cin solches 

Verständnis fùr jene Fallgestaltungen in einem schwer autlis 
baren Spannungsverhältnis zur der mit § 30 Abs. 5 OWiG ge 

setzlich angeordneten Alternativitát des Abschöptungstegines 
Inach $ 29a OWiG iv. j$ 73 H. StGB in Fällen, in denen von 
der Verwaltungsbchörde eine Geldbutße nach § 30 Abs. 3 i.V.m. 

§ 17 Abs. 4 OWiG verhängt wurde. Denn beide Nebentolgen 

können nicht kumulativ algeordnet werden, soweit sie durch 

ieselbe Tat veranlasst sind und sich gegen dieselbe Person 
5 SR 23/06., richten (statt Vieler BGH, Urt. V. L4.2.2007 

NStZ-RR 2008, 13, 15; Thole, NZV 2009, o4, 65; Mevker in 

Nur das Recht der Finziethung cnth£tt aber von Gesetzes wegen 

in Verwirklichung des Bruttoprinzips ein Abzugsverbot tùr sol 

che Aufwendungen, de .tür die Begehung der lat oder ihre 

Vorbereitung" ( 29a Abs, 3 S, 2 OWiG, §73d Abs.I S2 

Halbs. 1 StGB) eingesetzt wurden, Nach den ausdrücklichen 

Willen des Gesetzgcbers (vel. BT-Drucks. I8/9525, 07) soll das, 

was in Verbotenes investiert wurde. unter den Bruttoprnzip 

unwiederbringlich verloren sein. Fine derartige Bericksichti 

gung rechtlicher Wertungen ist denn Nettoprinzip des 

Abs, 4 OWiG in Umkehrschluss tremd (zutr. Meine, 

NZWiSt 2022, 4I5, 416). Es besteht insoweit ein strenges Alter 

W,m. $$ 69a Abs. 5, 31 Abs. 2, 32 Abs. 1, 2, 3, 4, 

Rz. 42; KK/OWiG/ Rovall, a.a.)., $ 30 Rz. 141). 
BeckOK/OWiG, 37. Ed. Stund: 1.1.2023, $ 29a Rz. 11). 



Rechtsprechung - Andero Gerichte 

hativilätsvehaltnis 2wisshe) den it & 1? Abs, 4 OWiG ür 
Bußgeldale vewiukkhten Neltopinzip und der mit $ 29a 
OWiGingctühten veiteng durh die Finziehungsoption 
in andeen lallen. 

(2) Fin andees Veslindnis wre fùr Fallgestaltungen, vie sie 
den Behluss des OlG nkuut , 172019 2 Ss OWi 
10718 zugumde lagen, nach der Rehtsyrehung des BGII 
auh nicht durh den Sinn und Zweck des $ 17 Abs, 4 OWIG 
nter Berhchsichtigung der jiingeren iectzgebungsgeschichte 
veranlasst. 
Der Abschöptung des Gewinns kommt z1war durch die esplizite 
Nennung in § 17 Abs, 4 S. 2 OWiG cine wichtige - auch prà 
Ventivc nktion zu. Dies ist jcdoch nicht dem reinen Beseiti 
en cines durch die Tat herbeigetübrten rechtswidigen ZA 

stands nachangig. Die Abschöpfung genn. $ 30 OWiG i.V.m. § 17 Abs, 4 OWiG ist keinc �kleine" Unternehmensstrafe, Viel 
mehr soll mit § 17 Abs. 4 OWiG lediglich in kondiktionsähn licher Wcise unabbängig von Bedeutung und Vorwerfbarkeit der Anlasstat dem Betrofenen der Vorteil aus sciner verbote-nen Handlung wicder cntzogen werden (Göhler-OWiG/Gürt ler, 18. Aufl. 2021, § 17 Rz. 37a; BeckOK/OWiG/Sackreuther, a.a.O., § 17 Rz. 11-4; a.A. KK/OWiG/Mitsclh, a.a.O., § 17 Rz. 10). Nur in diesem - eingeschränkt verstandenen sich �Ordnungswidrigkeiten nicht lohnen" (BayObLG, NSZ 

Sinne sollen 

RR 2022, 217, 218). 

Der Mangel an eigenständigen normat iven Zumessungskrite rien in $ 17 Abs. 4 S. I OWiG fübrt deslhalb gerade nicht zu ej ner analogen Anwendung der Kriterien aus § 17 Abs. 3 OWiG. Der Wortlaut des § 17 Abs. 4 OWiG weist viclmehr aus, dass die Geldbufse den wirtschaftlichen Vorteil übersteigen soll, den der Betroffene �aus der Ordnungswidrigkeit" gezogen hat. Die se Formulierung unterscheidet sich cbenfalls grundsätzlich von denjenigen des Rechts der Abschöpfung nach $ 29a OWiG, $$ 73 ST. SiGB unter Berücksichtigung des am L7.2017 (BGBI. I, 872) in Kraft getretenen Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung, m Zuge dieser Re form wurde die frühere Formulierung in § 73 Abs. I S. 1 SIGB 

ersetzi. Aucl1 $ 29a Abs. 1 OWiG wurde - nit identischen, hier naturgemäß auf mit Geldbufßen bedrohte Handlungen be ZOgenem Wortlaut geindert. Bine entsprechende Änderune der J'ormulierung von § 17 Abs. 4 S. I OWIG hat der Gesetz geber hingegen grade nichl vorgenommen. Dort ist es inm Jabr 2017 bei der l'ormulierung us der Ordmungswidrigkeit" blicben. 

fung auf B'T-Drucks. 18/9525, 

wonach nicht nur .direkt', sondern auch indirekt' durch eine Straftat erlangte wirtschafliche Vorteile cinzuziehen sind. Zu-denn reagiert der Entwurt damit auf 

55. 

�dass die erforderliche Kausalbeziehung zwischen der Tal und dem rein gegenstindlich zu bestimnenden Erlangten sich al-
Jein ach den Wertungen des Berelcherungsrechts richtet. § 73 Abs. 1 StGB-E entspricht mit dieser Erweilerung den Vorgaben Vo) Art. 2 Nr.l und Art.. 

Dass die Vorläutigkeit der 

Bundesgerichtshofs entwickelte ungeschriebene' (einschrän-kende) 'atbestandsmerkmal der ,Unmittelbarkeit.,. 
periode nicht umgesetzten (aust, Jahn/Schmitt. -Lconardy, Der Konzern 2021, 349, 351; Jahn/Schmitt--Lconardyl Schoop, DRiZ. 2018, 342) tinführung eines kohärenten Gesamtkonzeptes zur Unternehnenssanktionierung zusamnenhängen düürfte, liegt nahe. Besondere Bedeutung kommt dabei der Außerung von Korte (NZWIS 2018, 393, 398) zu, nach der 

das vonn 5. Stratsenat deg 

Konzeption mit der in 

wistra2023 

�das geltende Recht ... über die Verweisung in § 30 Abs, 3 OwiG auf § 17 Abs. 4 OWiG als Zunmessungskriteriuns 

Andere Gerichte rung �,durch eine rechtswidrige Tat oler für sie etwas erlangt" Steuerhinterziehung durch Verkauf von Anteilen an 

|kennt), dass die Geldbufße den wirtschaftlichen Vorteil, den der 'T'iter aus der Ordnungswidrigkeit gCzogen hat, übersteiten soll. Es dürfte sich allerdings inn Rahnnen ciner Retorm des Un. ternelhmenssanktionenrechts anbieten, Sanktion und V. 
mögensabschöpfung zu trennen". 
(3) Bis zu dem -derzeit unabsehbaren Zeitpunkt, in dem ein solcher Reforn1plan im Rahmen einer Gesamtkonzeption der Unternehmenssanktionen ins Werk gesetzt würde, verbleibt es 
auf Grundlage des geltenden Rechts bei denn mit § 17 Abs, 4 OWiG verwirklichten Nettoprinzip. Eine Korrektur dieser Ent scheidung bleibt allein dem Gesetzgeber vorbehalten. 

einer GmbH 

III. Aufgrund der sachlich-rechtlichen Beanstandung bei der Rechtsfolgenbestinmung ist auf die Rechtsbeschwerde der Be 
troffenen hin das angefochtene Urteil aufzuheben und zur neu cn Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens, an eine Abtcilung des AG Idstein 
zurückzuverweisen. 

A0S 370; ESIG S 18 

der 19, Wahl 

Dies war auch kein Redaktionsversehen oder eine sonstige tcilen an einer GmbH ausnahmswelse zu Einküntten aus selbstän-
Nachlässigkeit der Gesetzesverfasser (zutr. Pasewald1/ Wick ZWH 2022, 158, 159). Vielmelhr lag eine bewusste Bntschei- Zuflussprinzip beruft. 
dung zugrunde. Die gesetzgeberische lntention für die singulä-re Belassung des alten Rechts im Rahmen des $ 17 Abs. 4 OWiG war nach der untlichen Begründung des ntwurfs eines 

diger Arbeit gem. 

Elne Verurtellung wegen Steuerhinterziehung setzt Voraus, dass slch der Tatrichter mit den Hinter ergrùnden der Veräußerung eines 

Gesetzes zur Reform der strafrechtlichen Vernögensabschöp- Stlchworte: Steuerhinterziehung - Zuflussprinzip 

BayOblG, Beschl. v. 19.9.2022 - 203 SRR 358/22 (LG Nürnberg-Fürth) 

l6 EStG führt und sich der Angeklagte aut das 
(ontl.) 

(..für die Tat oder aus ihr etwas erlangt") durch die 'ormulic 

. 4 Abs,I der Richtlinie 2014/42/EU, 

Antells an der GmbH auselnandersetzt, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Veräulberungsgewinn aus dem Verkauf von An-
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